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Kommunale Koordinierung und  
das Handlungsfeld Kooperation  
Schule – Wirtschaft 
Dr. Thomas Gericke 
1. Warum Kommunale Koordinierung?
Die Idee von der Notwendigkeit einer Kommunalen Koordinierung 
beim Übergang von der Schule in die Arbeitswelt ist bereits vor fast 
20 Jahren entstanden. Ausgangspunkt war die Einsicht der Akteure 
einzelner Standorte oder Kommunen (z. B. Weinheim, Offenbach, Ho-
yerswerda), dass sich das sogenannte Übergangssystem1 im Verlaufe 
seiner über 30-jährigen Geschichte zu einem nicht (mehr) zu über-
schauenden, vor allem aber auch zu einem nicht koordiniert steuer-
baren Geflecht von Akteuren und ihren Angeboten entwickelt hatte. 
Dort, wo sich die Wirkungen des Übergangssystems mit einer grö-
ßeren Anzahl gelingender Übergänge von Schule in Ausbildung und 
Arbeit entfalten sollten, nämlich in den Kommunen (bzw. kreisfreien 
Städten, Gemeinden und Gemeindeverbänden), behinderte die Viel-
zahl der Akteure und ihrer Angebote im Schnittpunkt unterschied-
licher ordnungspolitischer Zuständigkeiten die Wirksamkeit des Über-
gangssystems. 
Maßgeblichen Einfluss auf die Wirksamkeit des Übergangssystems 
übte auch aus, dass sowohl „Schule“ als auch „Wirtschaft“, insbesonde-
re die Betriebe selbst, lange keinen Bezug zum Übergangssystem und 
seinen Akteuren fanden oder finden wollten. Während die Bereitschaft 
der Schulen, sich gegenüber den Angeboten des Übergangssystems zu 
öffnen bzw. selbst Angebote des Übergangssystemss, z. B. im Bereich 
der Berufsorientierung, zu initiieren, inzwischen stark entwickelt ist, 
stellt sich die Bereitschaft der Betriebe erst jetzt, unter dem Einfluss 
des demografischen Wandels, auf voller Breite ein.
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Noch Anfang des Jahrtausends war es schwer, Vertreter und Vertrete-
rinnen von Betrieben und Kammern vor dem Hintergrund des bereits 
klar absehbaren demografischen Wandels von der Notwendigkeit zu 
überzeugen, Strategien und Verfahren zur Identifizierung und Ge-
winnung geeigneter Jugendlicher für die Absicherung des Fachkräfte-
bedarfes zu entwickeln und einzuüben – entweder mit eigenen Res-
sourcen oder durch die Kooperation mit Akteuren des Übergangssys-
tems. Allen war klar, der demografische Wandel kommt. Doch viele 
dachten: Aber nicht zu uns! 
Gleichzeitig gelang besonders Jugendlichen mit weniger guten Vor-
aussetzungen der Übergang in eine betriebliche Ausbildung nur 
schwer. Anstelle der traditionellen, praxisbasierten und in die be-
trieblichen Abläufe integrierten Förderung traten – auch moderni-
sierungsbedingt – Qualifizierungs- und Ausbildungsangebote in au-
ßerbetrieblichen Einrichtungen. Nur wenige Betriebe „übten“ sich in 
der Ausbildung von Jugendlichen mit Förderbedarf und in Koopera-
tion mit Akteuren des Übergangssystems, wie sie z. B. im Rahmen 
des Bundesmodellprogramms „Arbeitsweltbezogene Jugendsozial-
arbeit“ bis 2002 gefördert wurde. Das jahrelange „Überangebot“ an 
Schulabgängern und Schulabgängerinnen beförderte diese Haltung 
der Betriebe.
Bis heute, im Jahr 2012, hat die skizzierte Kritik am Übergangssys-
tem Bestand. Ausdruck dafür sind verschiedene Ansätze, die Akteure 
und ihre Angebote in einer Bestandsaufnahme zu dokumentieren 
und daraus Vorschläge für die Gestaltung des Übergangssystems ab-
zuleiten (BMBF 2008), Kriterien und Eckpunkte für ein „kohärentes 
Fördersystem“ zu entwickeln (Internationaler Bund 2011) oder das 
Übergangssystem als eine intermediäre Schaltstelle zwischen Schule 
und Arbeitswelt faktisch zu akzeptieren und es zu einem „neu ge-
ordneten Übergangssystem“ (NGÜ) weiterzuentwickeln (Bojanowski 
2010). 
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Parallel zu diesem gesellschaftlichen Diskurs über die konzeptionelle 
Weiterentwicklung des Übergangssystems haben sich Ansätze ent-
wickelt, die dort umgesetzt werden, wo es ganz unmittelbar um ge-
lingende Übergänge von der Schule in Ausbildung und Arbeit geht: in 
den Kommunen, den Kreisen und anderen regionalen Gebietskörper-
schaften.
Die Kommunale Koordinierung folgt dabei nicht einfach dem Gebot 
der Daseinsvorsorge in den Kommunen, wie sie sich aus dem Grund-
gesetz ergibt2, sondern ist Ausdruck einer gemeinsam angenomme-
nen kommunalen Verantwortung für die berufliche Integration mög-
lichst aller Jugendlichen. Die Kommune ist aber auch deshalb der 
richtige Akteur zur Koordination über ordnungspolitische Zuständig-
keiten hinweg, weil sich nicht gelingende Übergänge von der Schule 
in Ausbildung bzw. der Anteil Jugendlicher ohne abgeschlossene Be-
rufsausbildung unmittelbar auf die Kommune auswirken: in sozialen 
Folgekosten, mit einer Verschlechterung der Lebensqualität und letzt-
lich mit einer Verschlechterung der endogenen Entwicklungspoten-
ziale der Kommune (vgl. Kruse 2003).
2. Aufgaben einer Kommunalen Koordinierung
Am Beispiel des Landes Nordrhein-Westfalen, das in der Implemen-
tierung des Ansatzes einer Kommunalen Koordinierung einen fortge-
schrittenen Entwicklungsstand repräsentiert, lassen sich das Ziel und 
die zu bearbeitenden Aufgaben einer Kommunalen Koordinierung 
anschaulich darstellen (vgl. MAIS-NRW 2012). 
Das Ziel Kommunaler Koordinierung ist es, gemeinsam und in Ab-
stimmung mit den beteiligten Akteuren in den Kommunen die Zu-
sammenarbeit zu befördern, erforderliche Abstimmungsprozesse zu 
organisieren und zu einer kontinuierlichen Weiterentwicklung des 
Gesamtsystems beizutragen, wobei die rechtlichen Zuständigkeiten 
der verschiedenen Akteure unverändert bestehen bleiben. Die Kom-
munale Koordinierung soll gewährleisten, dass in Bezug auf die rele-
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vanten kommunalen Zuständigkeiten in den Politikfeldern Bildung, 
Jugend und Arbeit/Soziales die erforderlichen Absprachen zwischen 
den beteiligten Organisationseinheiten erfolgen (a. a. O.).
Die (Kern-)Aufgaben der Kommunalen Koordinierung im Übergang 
von der Schule in den Beruf sind:
 Die Koordinierung des Übergangs von der Schule in den Beruf
 Die Einbindung aller Schulformen in das bisherige System des 
Übergangs (neben Förder-, Haupt-, Gesamt- und Realschulen 
auch Gymnasien und Berufskollegs)
 Die Einbindung aller wichtigen Akteure mit dem Ziel, Doppel-
strukturen zu vermeiden (dabei wird davon ausgegangen, dass 
die regio nalen Partner und Partnerinnen, die im Übergangssystem 
mitwirken, die Rolle der Kommune als Koordinatorin  akzeptieren)
 Die Optimierung der Schnittstellen zu den anderen regionalen 
Partnerinnen und Partnern (insbesondere Schulen und Schulauf-
sicht, Bildungsbüro, ggf. Hochschulen, Bundesagentur für Arbeit, 
Jobcenter, Kammern, Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände, kom-
munale Ämter, Jugendhilfe, Regionale Arbeitsstellen zur Förde-
rung von Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfamilien, Inte-
grationsfachdienste und weitere Träger und Akteure der genannten 
Politikfelder)
 Das Schulabgangsjahrmonitoring aller Schulformen
 Die Abstimmung der regionalen Angebote an Berufs- und Studien-
orientierung und Herstellung der Transparenz für alle Beteiligten
 Die Herstellung der Transparenz über die regional bedeutsamen 
Akzente im Hinblick auf die Wirtschaft und den sich daraus erge-
benden Fachkräftebedarf sowie die Berufschancen
 Die Koordinierung der Angebote der Berufsvorbereitung und Im-
plementierung einer verbindlichen Übergangsempfehlung
 Die Organisation eines Abstimmungsprozesses mit den regiona-
len Akteuren zur Ermöglichung des Übergangs Jugendlicher von 
schulischer und überbetrieblicher in betriebliche Ausbildung im 
Sinne einer verbindlichen Ausbildungsperspektive (ebenda).
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3.  Kommunale Koordinierung und Regionales 
Übergangsmanagement
Die exemplarische Aufgabenbeschreibung der Kommunalen Koor-
dinierung in NRW macht im Vergleich zu den Leistungen, die die 
Projekte des Regionalen Übergangsmanagements erbringen – und 
wie sie z.  T. auch in diesem Band skizziert werden –, deutlich, dass 
es keine klare Abgrenzung im Verständnis der beiden Begriffspaare 
gibt. Es entsteht sogar der Eindruck, dass beide Begriffspaare weit-
gehend synonym verwendet werden (können). Ein Vergleich der Auf-
gabenbeschreibung des mit der wissenschaftlichen Begleitung der 
Förderinitia tive „Regionales Übergangsmanagement“ im vom BMBF, 
dem ESF und der EU geförderten Programm „Perspektive Berufsab-
schluss“ beauftragten Deutschen Jugendinstituts (DJI) legt das nahe: 
„Regionales Übergangsmanagement muss
 klären, welcher Handlungsbedarf in der Kommune oder im Land-
kreis besteht, und Verfahren entwickeln, Übergangsmanagement 
systematisch durch Daten zu unterfüttern,
 entscheiden, welche Zuständigkeiten und Handlungsmöglichkeiten 
die einzelnen Akteure bei der Gestaltung des Übergangsmanage-
ments haben,
 Verfahren der Abstimmung von Akteuren, Aktivitäten und Angebo-
ten, Strukturen und Prozesse einer akteursübergreifenden Koopera-
tion entwickeln,
 ggf. Mandatsträger und -trägerinnen in Gemeinderäten und Kreis-
tagen und/oder die politische Spitze (Landrätin/Landrat, Oberbürger-
meisterin/Oberbürgermeister) für regionales Übergangsmanagement 
gewinnen,
 das verfügbare Spektrum von Förder- und Unterstützungsangebo-
ten so systematisieren, dass Übergänge gelingen“ (vgl. DJI 2010).
Im Vergleich der beiden Aufgabenspektren zeichnet sich – bei gro-
ßen inhaltlichen Überschneidungen – beim Regionalen Übergangs-
15
management eine tendenziell stärkere Operationalisierung ab: eine 
Datengrundlage für Entscheidungen und Empfehlungen schaffen, 
akteursübergreifende Kooperationen entwickeln, Transparenz von 
Akteuren und Angeboten herstellen. So könnte ein Versuch, die 
Handlungsfelder „Kommunale Koordinierung“ und „Regionales 
Übergangsmanagement“ begrifflich präziser zu fassen, darin beste-
hen, die Kommunale Koordinierung als die stärker politische bzw. 
kommunalpolitische Aufgabenstellung zu fassen und die des „Regio-
nalen Übergangs managements“ als eine stärker operative Aufgabe 
der Umsetzung in den jeweiligen regionalen bzw. kommunalen Kon-
texten. Dabei gibt es eine Reihe von Überschneidungen, wie z. B. bei 
der Einbindung der Wirtschaft bzw. von Betrieben oder bei der Ko-
ordination der Akteure und ihrer Angebote beim Übergang von der 
Schule in die Ausbildung, wie sie beide Handlungsfelder als integrale 
Aufgaben verstehen. Diese Überschneidungen ergeben sich häufig 
auch zwangsläufig durch die verwaltungstechnische Anbindung der 
Projekte der Förderinitiative „Regionales Übergangsmanagement“, 
die (fast) ausschließlich bei den Kommunen oder Kreisen angesiedelt 
sind und so nicht selten als Exekutive einer kommunalpolitisch ver-
ankerten „Kommunalen Koordinierung“ in Erscheinung treten (www.
perspektive-berufsabschluss.de). Wobei Exekutive hier nicht die Praxis 
des Übergangssystems mit seinen vielfältigen Angeboten meint, diese 
aber konzeptionell begleitet, das Handeln der kommunalen Akteure 
auf den jeweiligen Arbeitsebenen koordiniert und im Sinne gelingen-
der Übergänge von der Schule in Ausbildung und Arbeit managt.
Die Notwendigkeit, die mehr politische bzw. kommunalpolitische Auf-
gabe der „Kommunalen Koordinierung“ von der eher operativen Auf-
gabe des „Regionalen Übergangsmanagements“ zu unterscheiden, 
ergibt sich (für einen Programmexternen) auch aus den sehr unter-
schiedlichen Leistungen, die die Projekte des Regionalen Übergangs-
managements erbringen. Das kann an den unterschiedlichen kommu-
nalen Voraussetzungen und den daraus abgeleiteten Aufgaben liegen, 
es kann aber auch Ausdruck dafür sein, dass die Handlungsfelder 
(noch) nicht hinreichend spezifiziert bzw. abgegrenzt sind. 
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Nachfolgend soll deshalb der Versuch unternommen werden, eine 
solche Abgrenzung am Beispiel der Kooperation Schule – Wirtschaft 
abzuleiten. Dabei soll methodisch so vorgegangen werden, dass die 
Bedarfe von Wirtschaft bzw. Betrieben und Schulen bzw. Schülerinnen 
und Schülern im Kontext gelingender Übergänge abgeleitet werden. 
Es sollen weiterhin die Schnittpunkte gemeinsamer Interessen als Ge-
genstand von Kooperation identifiziert und dabei nach spezifischen 
Kooperationsfeldern für die „Kommunale Koordinierung“ und das 
„Regionale Übergangsmanagement“ unterschieden werden. Ergänzt 
werden diese Überlegungen durch die Erfahrungen der Projekte des 
„Regionalen Übergangsmanagements“ – quasi als empirische Basis 
–, wie sie im vorliegenden Band aus dem Programm „Perspektive Be-
rufsabschluss“ dargestellt werden.
4. Kooperation von Schule und Wirtschaft
Ausgangspunkt aller Überlegungen zur Kooperation zwischen Schule 
und Wirtschaft müssen die Bedarfe beider Bereiche sein. Der Bedarf 
der Betriebe besteht primär in der Sicherung des Fachkäftenachwuch-
ses. Dazu gehören die Identifizierung geeigneter Jugendlicher und 
deren Ausbildung zu einsatzfähigen Fachkräften. 
Der Rückgang der Schulabgängerzahlen (BMBF 2012) hat dazu ge-
führt, dass die Betriebe heute eine viel aktivere Rolle übernehmen 
müssen, um diese Bedarfe zu decken. Sie stehen deshalb auch der 
Kooperation mit der Schule (und anderen Akteuren am Übergang 
Schule – Berufsausbildung) offener gegenüber. Dazu gehört auch die 
zunehmende Bereitschaft, Jugendliche mit weniger guten Vorausset-
zungen beim Erlangen der Ausbildungsreife zu unterstützen, um sie 
anschließend erfolgreich ausbilden zu können.
Die Bedarfe der Schulen sind primär auf die Verbesserung der Berufs-
orientierung und den erfolgreichen Übergang von der Schule in Aus-
bildung gerichtet. 
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Die relativ konstante Größe der Abbrecherquote in der Berufsausbil-
dung, überwiegend im ersten Ausbildungsjahr, und die häufig sofort 
anschließende Neuaufnahme einer Berufsausbildung (vgl. BMBF 
2012) deuten darauf hin, dass für viele Jugendliche die ersten Mona-
te der Berufsausbildung eine „Verlängerung“ der Berufsorientierung 
unter Praxisbedingungen ist. Der Abbruch einer Berufsausbildung 
bzw. die Entscheidung für eine andere Berufsausbildung ist deshalb 
häufig auch Ausdruck einer gestärkten Berufswahlkompetenz. 
Die Herausforderungen für die Schule bestehen darin, die Berufs-
orientierung frühzeitig, möglichst schon in Klasse 5, altersgruppenspe-
zifisch zum integralen Bestandteil schulischer Angebote zu machen 
und sie konsequent an den Bedingungen beruflicher bzw. betrieblicher 
Praxis auszurichten. Inwieweit das gelingt, hängt entscheidend von 
den Kompetenzen der beteiligten Akteure ab. 
Fortbildungsangebote mit betrieblichen Praktika für Lehrkräfte, wie 
sie im vorliegenden Band vom RÜM-Projekt aus Leipzig beschrieben 
werden, sind eine Möglichkeit, deren Nutzung empfohlen werden 
sollte. In den letzten Jahren haben sich die Kooperationsbeziehun-
gen zwischen Schulen und Trägern der Jugendsozialarbeit deutlich 
verstärkt. Immer häufiger, wie z. B. am Standort des RÜM-Projektes 
Neubrandenburg, setzt ein Träger Angebote der praxisorientierten Be-
rufsfrühorientierung in Kooperation mit der Schule um. Dem gehen 
Berufsinteressentests voraus, denen dann Berufsfelderkundungen 
und Betriebspraktika folgen, die in den Schulen in einem vorgegebe-
nen Verfahren ausgewertet und verarbeitet werden.
Neben der Berufsorientierung ist die Unterstützung der Jugendlichen 
unmittelbar an der Schwelle von der Schule in Ausbildung eine beson-
dere Herausforderung. Dabei ist der Unterstützungsbedarf individuell 
sehr unterschiedlich. 
Darauf reagieren Ansätze, die einzelne Jugendliche in dieser schwie-
rigen Situation unterstützen. Bereits Mitte der 90er-Jahre gab es am 
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Standort Weinheim einen „Unterstützerkreis“, dessen Senior-Experten 
aus Betrieben und wirtschaftsnahen Einrichtungen durch den Ober-
bürgermeister gewonnen wurden. Sie unterstützten einzelne Jugend-
liche bei der Suche eines geeigneten Ausbildungsplatzes und in den 
ersten Wochen der Berufsausbildung. Dieser Ansatz wird gegenwär-
tig im Rahmen von ehrenamtlicher Tätigkeit oder bürgerschaftlichem 
Engagement umgesetzt, und auch der „Senior-Experten Service“ der 
Stiftung der Deutschen Wirtschaft, bietet diese Unterstützungsmög-
lichkeit den Schulen an.3
Ausgangspunkt der Kooperation Schule – Wirtschaft ist die Identifizie-
rung des Schnittpunktes der Bedarfe beider Akteure. Dieser Schnitt-
punkt ist aktuell – also im Jahr 2012 – klarer zu bestimmen als vor fünf 
oder zehn Jahren: die Sicherung des Fachkräftenachwuchses in den 
Betrieben durch gelingende Übergänge möglichst aller Jugendlichen 
von der Schule in eine Ausbildung. 
Auf der Ebene der Kommunalen Koordinierung geht es dabei vorran-
gig darum, die kommunalpolitischen Akteure, die Verbände der Wirt-
schaft, die Bundesagentur für Arbeit und die Grundsicherungsstellen 
auf die Kooperation von Schule und Wirtschaft einzustellen und als 
Ausdruck dieser gemeinsam formulierten Absicht die nach geordneten 
Einrichtungen bzw. unmittelbaren Arbeitsebenen mit der Umsetzung 
im Rahmen des Regionalen Übergangsmanagements zu beauftragen. 
Die Aufgaben des Regionalen Übergangsmanagements sind dabei 
nicht die Umsetzung einzelner (Praxis-)Ansätze, sondern die Initiie-
rung und Unterstützung von Netzwerk- und Kooperations- und Be-
gleitstrukturen. Netzwerkstrukturen können z. B. die Gewinnung und 
Aufbereitung von Daten des Übergangsgeschehens oder den Informa-
tionsaustausch zwischen den Akteuren zum Gegenstand haben. Die 
Initiierung und Unterstützung von Kooperationsstrukturen können 
sich z. B. auf die arbeitsteilige Bearbeitung gemeinsamer Gegenstände 
durch verschiedene Akteure beziehen, wie es die praxisorientierte Be-
rufsorientierung oder die betriebliche Berufsausbildung von Jugend-
lichen mit Förderbedarf sind. Die Initiierung und Unterstützung von 
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Begleitstrukturen ist vor allem auf die Arbeit von Steuergruppen, Ar-
beitskreisen oder anderen operativ steuernden Gremien ausgerichtet.
Inhaltlich lassen sich diese netzwerk- und kooperationsstiftenden 
Leistungen sehr unterschiedlichen Handlungsfeldern in der Koopera-
tion von Schule und Wirtschaft zuordnen. Da sind
 die praxisorientierte Berufs(früh)orientierung,
 die Berufsvorbereitung/Berufserprobung (ggf. in gemeinsamen 
Einrichtungen),
 die Übergangsbegleitung von der Schule in Ausbildung,
 die Professionalisierung der Akteure beim Übergang von der Schu-
le in Ausbildung,
 die Ausbildungsbegleitung (auch ausbildungsbegleitende Qualifi-
zierung und Fortbildung),
 der Übergang von der Ausbildung in Beschäftigung und
 die Verzahnung von Lernorten, z. B. zur beruflichen Qualifizierung 
von Jugendlichen mit Förderbedarf. 
Als Querschnittsaufgabe muss das Regionale Übergangsmanagement 
eine Verstetigung dieser Netzwerk-, Kooperations- und Begleitstrukturen 
anstreben durch eine Formalisierung in Form von Vereinbarungen und 
Verträgen. Denkbar ist im Rahmen dieser Kooperationsstrukturen auch 
die Weiterentwicklung der dualen Ausbildung zu einem trialen System, 
das neben der Partnerschaft von beruflichen Schulen und Betrieb auch 
Träger einbindet, die die Vorbereitung und Begleitung von Jugendlichen 
mit Förderbedarf während der betrieblichen Ausbildung gewährleisten.
5.  Zu einzelnen Beiträgen des Bandes  
„Regionales Übergangsmanagement 
 – Kommunale Koordinierung und  
Kooperation mit der Wirtschaft“
Der vorliegende Band des Programms „Perspektive Berufsabschluss“ 
widmet sich den Schwerpunkten „Kommunale Koordinierung“ und 
„Kooperation Schule – Wirtschaft“.  Die insgesamt 13 Beiträge aus der
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Praxis der Förderinitiative „Regionales Übergangsmanagement“ zeigen 
anhand sehr unterschiedlicher Beispiele, wie es gelingen kann, zwei 
wichtige Zielstellungen miteinander zu verknüpfen: den erfolgreichen 
Übergang von möglichst allen Jugendlichen von der Schule in eine Aus-
bildung und die Sicherung des Fachkräftebedarfes in den Betrieben. 
Das Spektrum der Ansätze und Möglichkeiten ist dabei breit gefächert 
und dokumentiert sowohl die Entwicklung bewährter oder bisher nur 
modellhaft erprobter Ansätze als auch das die Erprobung neuer Ansät-
ze. Und es geht gleichermaßen um die Entwicklung von Strukturen, 
meist im Sinne einer Straffung oder des Abbaus von Parallelstruktu-
ren bzw. unklaren Zuständigkeiten, und die Entwicklung bzw. Umset-
zung von Angeboten.
Ein Beispiel für die Weiterentwicklung von Strukturen an der Schwelle 
von der Schule in Ausbildung ist die Implementierung einer Steuer-
gruppe „u25“ in Stuttgart. 
In dieser Gruppe arbeiten die Geschäftsführungen der Agentur für Ar-
beit Stuttgart und des Jobcenters, der Jugendamtsleiter und die Lei-
tung der Jugendhilfeplanung sowie die Arbeitsförderung der Landes-
hauptstadt Stuttgart, die Leitungen des Staatlichen Schulamtes, des 
Schulverwaltungsamtes, die Integrationsbeauftragten der Stadt und 
die Kammern zusammen am Aufbau eines Gesamtfördersystems und 
an abgestimmten Lösungen. Es handelt sich damit um einen Kommu-
nikations- und Abstimmungsort der Spitzen der beteiligten Systeme 
zum Übergang Schule – Beruf (ebenda). 
Diese Steuergruppe ist als Ergebnis einer Kooperationsvereinbarung 
zwischen dem Jugendamt Stuttgart, der örtlichen Agentur für Arbeit 
und dem Träger der Grundsicherung auch ein Beispiel für das Verhält-
nis von Kommunaler Koordinierung als gemeinsam wahrgenomme-
ner kommunalpolitischer Verantwortung und dem Regionalen Über-
gangsmanagement als Exekutive. Vergleichbare Koordinations- und 
Arbeitsstrukturen skizziert das RÜM-Projekt aus Nürnberg. 
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Wie in Nürnberg haben auch an den meisten anderen Standorten die 
Projekte des Regionalen Übergangsmanagements den Wert von jähr-
lichen Bildungskonferenzen erkannt, der immer dann am höchsten ist, 
wenn auf einer empirisch abgesicherten Basis über die Erfolge und die 
noch zu lösenden Aufgaben diskutiert werden kann.
Im Band 2 der Reihe des Programms„Perspektive Berufsabschluss“ 
stand die Elternarbeit im Kontext von Berufsorientierung im Mittel-
punkt. Das ergibt sich aus dem großen Stellenwert, den Eltern im 
Berufswahlprozess innehaben (vgl. u. a. RÜM Leipzig 2009). Das Re-
gionale Übergangsmanagement in Leipzig nutzt die Kooperation zwi-
schen Schule und Wirtschaft für die Stärkung der Beratungskompe-
tenz der Lehrer und Lehrerinnen im Kontext der Berufsorientierung. 
Unter dem Titel „Innenansichten: Wirtschaft erleben“ beschreibt das 
RÜM-Projekt aus Leipzig den Ansatz einer Fortbildung für Lehrer und 
Lehrerinnen im Rahmen von Unternehmenspraktika. Nicht nur die im 
Anhang des Beitrags zu findenden O-Töne der Lehrer und Lehrerinnen 
über das Praktikum belegen die Notwendigkeit einer solchen Fortbil-
dung. Das Angebot ist vielmehr in eine Professionalisierungsstrategie 
für Lehrkräfte für die Berufs- und Studienorientierung eingebettet, die 
arbeitsteilig gemeinsam mit der Beraterin Schule – Wirtschaft der Re-
gionalstelle Leipzig der Sächsischen Bildungsagentur, dem Netzwerk 
B.O.S.S. Mitteldeutschland und u. a. unterstützt durch die Industrie- 
und Handelskammer zu Leipzig, die Handwerkskammer zu Leipzig 
sowie Unternehmen der Region wie z. B. Siemens AG, Amazon Distri-
bution GmbH, Mercedes-Benz Niederlassung Leipzig, Sparkasse Leip-
zig, E. Breuninger GmbH & Co sowie Messeprojekt GmbH Leipzig 
umgesetzt wird. Einen vergleichbaren Ansatz bei der Professionalisie-
rung der Berufsorientierung schildert das RÜM-Projekt aus Fürth.
Das RÜM-Projekt des Landkreises Mansfeld-Südharz widmet sich in 
seinem Beitrag u. a. einer Aufgabe, die wesentlich zum erfolgreichen 
Übergang von der Schule in Ausbildung beitragen kann und für deren 
Lösung es in der Praxis bereits viele einzelne Lösungen und Lösungs-
versuche gibt: dem Matching von Praktikumsplätzen und Praktikan-
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ten bzw. Schülerinnen und Schülern auf der Suche nach einem Prak-
tikumsplatz. 
Es gibt viele Hinweise darauf, dass die Wahl des „richtigen“ Prakti-
kumsplatzes einen wesentlichen Einfluss auf die Berufswahlkompe-
tenz hat und dass auch die Betriebe die Besetzung ihrer Praktikums-
plätze zur Identifizierung geeigneter Jugendlicher für die Aufnahme 
einer Berufsausbildung nutzen (wollen). 
Umso schwerer ist es nachzuvollziehen, dass sich weder ein bestimm-
tes Verfahren zur Identifizierung und Erfassung der angebotenen be-
trieblichen Praktikumsplätze noch eine Software zur Installation einer 
onlinegestützten Praktikumsbörse durchgesetzt hat. Viele der Projekte 
betreiben den Aufbau einer Praktikumsbörse mit außerordentlich gro-
ßem Aufwand, der sich letztlich nur dann lohnt, wenn das Angebot 
einer onlinegestützten Praktikumsplatzbörse nachhaltig finanziert ist, 
also nicht mit der Projektförderung ausläuft, und wenn es vor allem 
die Schnittstelle zu den Betrieben sichert. Insofern ist auch zu fragen, 
ob sich Projekte des Regionalen Übergangsmanagements mit dem un-
mittelbaren Aufbau von Praktikumsplatzbörsen und deren Unterhalt 
befassen sollten. 
Es scheint von größerer Nachhaltigkeit, wenn die RÜM-Projekte der 
Initiator sind, der auch die Umsetzung anregt und unterstützt, der 
eigentliche Unterhalt eines solchen Angebotes aber eher ein direktes 
Kooperationsvorhaben von Schulen und z. B. Kammern ist. Wichtig 
ist, dass die Betriebe die Meldung ihrer Praktikumsplätze in einem 
leicht handhabbaren und verlässlichen Verfahren einspeisen können. 
Bewährt hat sich auch der Aufbau einer Praktikumsplatzbörse in Ko-
operation von Schule und einem Träger, der, wie z. B. in Neubranden-
burg, im Vorfeld der Praktika Berufsinteressen der Jugendlichen er-
mittelt und so eine passgenaue Vermittlung in Praktika erreicht.
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Die skizzierten Beiträge aus der Arbeit verschiedener RÜM-Projekte 
zur Kooperation Schule – Wirtschaft belegen die Wichtigkeit einer 
ini tiierenden und koordinierenden Stelle für die Kooperation Schu-
le  – Wirtschaft. Die demografischen Rahmenbedingungen sind für die 
Entwicklung dieser Kooperation außerordentlich günstig. Die Heraus-
forderung für die Projekte des Regionalen Übergangsmanagements 
besteht u. a. darin, die Wirkungen des Übergangssystems durch die 
Schaffung von Transparenz, den Abbau von Doppelstrukturen und den 
Aufbau von arbeitsteiligen und ergebnisorientierten Kooperationsbe-
ziehungen zu verbessern. 
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1 Unter dem Begriff des Übergangssystems wird nachfolgend die Gesamtheit der Angebote, 
Strukturen und Maßnahmen verstanden, die darauf ausgerichtet sind, den Übergang von 
der Schule in eine berufliche Ausbildung erfolgreich zu gestalten.
2 Vgl. Kommunale Koordinierung als übergreifende Aufgabe, Dr. Hans-Dieter Metzger in die-
sem Band
3 Vgl. http://www.ses-bonn.de/was-tun-wir/ses-und-schulen.html
